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Lyss In 50 Jahren hat die
Försterschule in Lyss mehr als
1000 Förster ausgebildet –
und sieben Försterinnen.

21 Monate dauert heute die Aus-
bildung zum Förster in Lyss. Es
ist zwar inzwischen ein Vollzeit-
studium, doch findet mindestens
die Hälfte des Unterrichts ausser-
halb des Klassenzimmers statt,
auch dank vieler Praktika.

Als die Interkantonale Förster-
schule 1969 in Lyss gegründet
wurde, dauerte die Ausbildung
noch zwölf Monate. Über 1000
Förster haben seither in Lyss ab-
geschlossen – und sieben Förste-

rinnen. Die Absolventen kamen
vor allem aus den elf Kantonen,
die die Schule tragen.

Die erste Försterschule an der
Alten Aare in Lyss wurde 1971
eingeweiht. Sie blieb während
fast 30 Jahren das Zentrum für
die Försterausbildung der Stif-
tungskantone. Ab Anfang der
90er-Jahre wurde eine neue
Försterschule an der Hardern-
strasse geplant und schliesslich
1997 bezogen. Die neue Schule
gilt als Pionierobjekt im Holzbau
– mit hellen Seminarräumen,
einem Restaurant und einem Ho-
tel steht sie auch Kunden ausser-
halb der Forstbranche offen. mt

Die Försterschule feiert
Tag der offenen Tür
Zum Anlass des 50-Jahr-
Jubiläums organisiert das Bil-
dungszentrum Wald am Sams-
tag, von 10 bis 16 Uhr, einen Tag
der offenen Tür mit spannenden
Attraktionen. Geplant sind ein
Waldrundgang aus der Förster-
perspektive, Einblicke in das Bil-
dungszentrum, Informationen
zu Waldberufen, ein Holzhaue-
rei-Wettkampf und weitere Akti-
vitäten für Jung und Alt. mt

Link: Programm und weitere Infor-
mationen unter www.bzwlyss.ch

Landi Seeland:
Geschäft blüht
Gewerbe Die Landi Seeland hat
im letzten Jahr einen Umsatz von
101 Millionen Franken erzielt.
48 Millionen davon wurden im
Bereich Agrar erwirtschaftet – so
viel wie in keiner anderen Landi
der Schweiz.

Die Generalversammlung von
Landi Seeland fand im Vorfeld
des «Gmüesfeschtes uf em Hof»
in der Halle von Ueli Fankhauser
in Ried bei Kerzers statt. Marcel
Kissling leitete die 9. Generalver-
sammlung der Landi Seeland
erstmals als Präsident. Seine an-
fängliche Nervosität verglich er
symbolisch mit dem «Redner-
pult» des alt Bundesrates Johann
Schneider-Ammann. Alle Ge-
schäfte wurden einstimmig ge-
nehmigt.

Wechsel bei den Delegierten
Martin Schmid, Vorsitzender der
Geschäftsleitung, erläuterte den
Geschäftsbericht und die Jahres-
rechnung. Die Landi Seeland
konnte im 2018 einen Gesamt-
umsatz von 101 Millionen Fran-
ken erreichen, sagte Schmid. Da-
von stammen 48 Millionen Fran-
ken aus dem Geschäftsbereich
Agrar. «In diesem Bereich ist die
Landi Seeland die umsatzstärkste
Landi in der Schweiz.»

Neu ist Peter Liniger aus Cour-
levon Fachgruppenmitglied. Er
ersetzt Martin Keller aus Clavaley-
res. Urs Braun aus dem aargaui-
schen Oftringen wurde neu als
Delegierter der Fenaco in den Ver-
waltungsrat der Landi Seeland ge-
wählt. Fritz Reber, Leiter Geträn-
kehandel, wurde per Ende April
2019 pensioniert – nach knapp 40
jähriger Tätigkeit in der Organisa-
tion. Martin Schmid würdigte
seine Verdienste und dankte ihm
für das langjährige Engagement
und seine Loyalität.

Bauernverband kritisiert
Im Anschluss an die Versamm-
lung referierte Urs Schneider,
stellvertretender Direktor des
Schweizerischen Bauernverban-
des über das Thema «Landwirt-
schaft im Fokus – Initiativenflut
und Agrarpolitik: Was will das
Volk und was die Bauern?». Die
Landwirtschaft sei zu einer Pro-
jektionsfläche für viele Wünsche
und Sehnsüchte geworden, ins-
besondere in Bezug auf Umwelt-
anliegen. Dies habe sich auch in
mehreren Volksinitiativen mani-
festiert. «Diese treffen emotio-
nale Themen, wie den Schutz des
Trinkwassers, sind aber extrem
und tragen den Leistungen der
Landwirtschaft und der positi-
ven Entwicklung überhaupt
nicht Rechnung», sagt Schneider.
Dort wo es noch Herausforde-
rungen gebe, werde die Land-
wirtschaft die Hausaufgaben
schon machen. mt

Interview: Carmen Stalder

Es gibt viele Gründe, warum
Frauen schweizweit am 14. Juni
auf die Strasse gehen: Ungleiche
Löhne, schlechte Vereinbarkeit
von Familie und Beruf oder ste-
reotype Rollenbilder zum Bei-
spiel. An einem Diskussionsfo-
rum im Wyttenbachhaus haben
sich Bielerinnen genau zu die-
sem Thema ausgetauscht: Wel-
che sind ihre Gründe zu strei-
ken?

Die gebürtige Spanierin Itziar
Marañón, Mitorganisatorin des
Frauenstreiks in Bern, ver-
mochte die anwesenden Frauen
mit ihrer engagierten Rede zu
motivieren. Davon anstecken
liessen sich auch die beiden Bie-
ler Gemeinderätinnen Silvia
Steidle (PRR) und Barbara Schwi-
ckert (Grüne).

Silvia Steidle und Barbara
Schwickert, werden Sie am
Frauenstreik teilnehmen?
Silvia Steidle: Bis jetzt war ich
ziemlich unentschlossen. Nach
dem heutigen Abend werde ich
am 14. Juni dabei sein.
Barbara Schwickert: Ja, auch ich
werde am Frauenstreik teilneh-
men.

Was ist Ihr persönlicher Streik-
grund?
Schwickert: Für mich gibt es ganz
viele Gründe. Die Lohnungleich-
heit finde ich besonders wichtig –
auch, wenn das bei uns in der
Stadtverwaltung sehr gut ist, da
schauen wir darauf. Aber gerade
in der Privatwirtschaft ist das im-
mer noch ein riesengrosses Prob-
lem und etwas, das mich enorm
stört. Deshalb steht für mich wie
auch schon 1991 dieser Grund
ganz stark im Vordergrund.
Steidle: Von den Frauen wird im-
mer noch erwartet, dass sie an-
dere Voraussetzungen mitbrin-
gen als Männer. Dass wir mit
Charme vorgehen müssen, dass
wir in der Politik nur dabei sein
können, wenn wir nicht als «rich-
tige» Frau auftreten. Es reicht mit
Fragen wie «Kannst du denn das
neben deinem Kind noch ma-
chen?» Es empört mich, dass ich
mich heute immer noch dafür
rechtfertigen muss, eine Frau zu
sein.
Schwickert: Es ist ja auch span-
nend, dass wir beide Direktionen
haben, die nicht die klassischen
Frauendirektionen sind.
Steidle: Wie zum Beispiel Soziales
und Schule oder Bildung und
Kultur.

Schwickert: Aber wir haben so
Handfestes wie die Finanzen oder
die Baudirektion, wo man nach
dem verbreiteten Klischee eher
den Männern zutrauen würde,
dass sie dort kompetent sind.

Können Sie sich als Gemeinderä-
tinnen für die Interessen von
Frauen einsetzen?
Schwickert: Ja, diese Möglichkeit
gibt es. Zum Beispiel wenn es um
Fragen im Zusammenhang mit
Kinderbetreuung geht. Aber
eigentlich ist es der Gesamtge-
meinderat, der an diese Themen
denkt. Es ist nicht so, dass ich Sil-
via anrufe und ihr sage, dort sind
Frauen betroffen oder dass sie

sagt, jetzt müssen wir da genau
hinschauen.
Steidle: Lohngleichheit haben wir
kürzlich thematisiert oder Ver-
tretungen im Kader der Frauen
und in städtischen Betrieben. Das
sind Themen, die jetzt aufs Tapet
kommen – aber es gibt deswegen
keinen Streit zwischen den
Frauen und Männern im Ge-
meinderat.

Hatten Sie es in Ihrer Karriere
schwerer als Ihre männlichen
Kollegen?
Steidle: In der beruflichen Kar-
riere schon. Da wurde ich etwa in
Vorstellungsgesprächen gefragt,
wie ich die Betreuung meines

Kindes organisieren wolle, ob ich
das schaffen werde. Klassische
Fragen, die man einem Mann
nicht stellen würde. Als ich zur
Gemeinderätin gewählt worden
bin, hat mir eine ältere Frau ge-
sagt, dass ich jetzt nicht etwa ein
Kind bekommen solle, weil es
unmöglich wäre, mit all diesen
Verpflichtungen eine gute Mut-
ter zu sein. Damals war ich be-
reits seit einem Monat schwanger
(lacht).
Schwickert: Als ich für den Ge-
meinderat kandidiert habe, war
es für mich als linke Politikerin
eher ein Vorteil, dass ich eine
Frau bin. Bei uns ist es fast schon
etwas schwierig für die Männer:

Solange die Geschlechterparität
nicht ausgeglichen ist, müssen
genügend Frauen auf die Listen.
Im Berufsalltag als Gemeinderä-
tin erlebe ich eigentlich nie, dass
weniger zugehört wird oder ein
Argument weniger gilt, weil es
von einer Frau kommt. Ich bin in
einer sehr männerdominierten
Direktion, aber auch hier gibt es
kein Problem, die Akzeptanz ist
vorhanden.
Steidle: Zu Beginn meiner politi-
schen Karriere war ich als franzö-
sischsprechende junge Frau fast
überfordert wegen der Anzahl an
Anfragen. Ich hatte das Gefühl,
überall sein zu müssen, um eine
gewisse Quote zu erfüllen.

«Muss mich immer noch rechtfertigen»
BielTiefere Löhne, ungleiche Voraussetzungen: Das sind Gründe, warum Bielerinnen am Frauenstreik teilnehmen.
Auch die Gemeinderätinnen Silvia Steidle und Barbara Schwickert legen am 14. Juni ihre Arbeit nieder.

Scheuren Mit der Teilrevision
der Ortsplanung plant Scheuren
eine Aufzonung und die
Anpassung der Dorfkernzone.

Der Gemeinderat Scheuren hat
die Bevölkerung am Montag über
die Teilrevision der Ortsplanung
informiert. Die Gemeinde plant
demnach eine generelle Aufzo-
nung von W1 auf W2. Zudem soll
die Dorfkernzone angepasst wer-
den. Mit der Teilrevision wird
auch die vom Kanton geforderte
Gewässerraum-Festlegung um-
gesetzt.

Gemeindepräsident Res Min-
der machte auf das Mitwirkungs-

verfahren aufmerksam: Die Ak-
ten können auf der Gemeinde-
schreiberei Scheuren vom 3. Mai
bis 3. Juni während der Bürozei-
ten eingesehen werden. Sie sind
zudem auf der Homepage der Ge-
meinde im Detail ersichtlich.
Während dieser Zeit können
schriftlich und begründet Ein-
wendungen oder Anregungen
unterbreitet werden. Jedoch kön-
nen keine Einsprachen erhoben
werden.

Vom Kanton gefordert
Das gesamte Geschäft umfasst
folgende Unterlagen: Anpassun-
gen im Baureglement, Änderun-

gen des Zonenplans und Festle-
gung der Gewässerräume. Die
vom Kanton geforderten Anpas-
sungen der Baureglemente sollen
der Harmonisierung der Baure-
glemente aller Gemeinden im
Kanton Bern dienen und bis
2020 erfolgen.

Um bestmögliche Angleichun-
gen zu erreichen, arbeitet die
Gemeinde mit den umliegenden
Gemeinden Orpund, Safnern
und Meinisberg zusammen.
Unterstützt wird die Gemeinde
vom Planungsbüro BHP in Bern.
Dessen Ortsplaner Kaspar Rein-
hard informiert am Montag
ebenfalls. mül

Die Mitwirkung läuft

Engagieren
sich für den

Frauenstreik:
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und Luzia Sut-
ter Rehmann
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In Bezug auf den Frauenstreik
vom 14. Juni stellt sich bei vielen
Unternehmen die Frage, wie man
mit den Absenzen der Mitarbeite-
rinnen umgehen will: Gibt man
ihnen frei oder müssen sie mit
Konsequenzen rechnen? Gestern
hat sich der Bieler Gemeinderat
dazu geäussert. «Wenn es die be-
trieblichen Verhältnisse zulas-
sen, kann jede Mitarbeiterin und
jeder Mitarbeiter in Absprache
mit dem oder der Vorgesetzten

frei nehmen», schreibt der Ge-
meinderat. Dafür müssten jedoch
Überstunden kompensiert, ein
Ferientag beansprucht oder ein
Antrag auf unbezahlten Urlaub
gestellt werden.

Die Regierung hält fest, dass
die Stadt Biel bezüglich Lohnun-
gleichheit bereits gut aufgestellt
sei, da durch das 2017 eingeführte
Lohnsystem alle Ungleichheiten
«weitestgehend aufgehoben»
werden konnten. Bleibt die

Frage, ob es sich nicht wider-
spricht, wenn man für die Teil-
nahme an einem Streik die Er-
laubnis des Arbeitgebers
braucht? «Nein», sagt Stadtpräsi-
dent Erich Fehr (SP) gegenüber
dem «Journal du Jura». Man spre-
che zwar von einem Frauen-
streik, in Wirklichkeit handle es
sich aber um ein politisches Er-
eignis. Und in einem solchen Fall
müssten die Angestellten frei
nehmen. cst

Stadt Biel: Mit Überstunden streiken
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